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1 Grundlagen der Planaufstellung

1.1 Verfahren
Der Rat der Stadt Bad Oeynhausen hat in seiner Sitzung am 21.12.2022 die
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 128 „Nördlich Loher Straße“ gem. § 2
BauGB beschlossen. Mit der beabsichtigten Planung sollen Wohngebäude eine
gemeinverträgliche und städtebaulich sinnvolle Verdichtung der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche im städtischen Raum herbeiführen.

Da Bebauungspläne gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu
entwickeln sind, wird neben der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 128 „Nörd-
lich Loher Straße“ das Verfahren zur 62. Änderung des Flächennutzungsplans
(FNP) parallel durchgeführt. Im FNP soll die Darstellung von „Grünfläche“ mit
Zweckbestimmung Parkanlage in „Wohnbaufläche“ geändert werden.

Zuvor muss noch im Rahmen der „Landesplanerischen Anfrage“ gem. § 34 LPlG
NRW (Landesplanungsgesetz) das angestrebte Änderungsverfahren von den
übergeordneten Planungsbehörden positiv beschieden werden.

Der Bebauungsplan Nr. 128 besteht aus:

 Planzeichnung mit Planzeichenerklärung
 Textliche Festsetzungen (Textteil)
 Begründung
 Umweltbericht (i.V.m. der 62. Änderung des FNP „Nördlich Loher Straße“)

Der genaue Verlauf des Verfahrens ist im Kapitel 10 aufgeführt.

1.2 Anlass und Planungserfordernis
Gemeinden haben gemäß § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, sobald
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.
Die Fläche bietet die Möglichkeit Wohnraum zu schaffen, dessen Vermarktung
von der Stadt selbst gesteuert und somit dezidiert an die Ziele des Handlungs-
konzept Wohnens sowie an klimapolitische Ziele angepasst werden kann.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll durch die Festsetzung von Woh-
nen eine gemeinverträgliche und städtebaulich sinnvolle Verdichtung der bisher
landwirtschaftlich genutzten Grünfläche im städtischen Raum herbeigeführt
werden.

Aufgrund der Größe des Plangebiets ist dies nicht ohne einen ordnenden Be-
bauungsplan möglich, der dabei in Gänze die oben genannten Ziele verfolgt und
weitergehende Belange abwägt. Die Bebauung kann überdies nicht ohne eine
innere Erschließung erfolgen, die ebenfalls durch den Bebauungsplan sicherge-
stellt wird. Mit der Erschließung geht auch eine gesamtheitlich gedachte Ent-
wässerung einher. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird dabei eine
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möglichst ökologische Entwässerung angestrebt, die ohne eine ganzheitliche
Planaufstellung nicht möglich wäre.

Darüber hinaus befindet sich das Plangebiet ausschließlich im Außenbereich ge-
mäß § 35 BauGB, sodass zur Entwicklung dessen ohne Bauleitplanverfahren die
planungsrechtliche Grundlage fehlt. Insgesamt wird vor diesem Hintergrund für
den Bebauungsplan Nr. 128 „Nördlich Loher Straße“ ein eindeutiges Planungs-
erfordernis gesehen.

1.3 Räumlicher Geltungsbereich
Der Geltungsbereich befindet sich zwischen der „Martin-Luther-Straße“ im Nor-
den sowie der „Loher Straße“ im Süden. Im Westen wird das Gebiet von einer
geringfügig bebauten Fläche und im Osten von einem öffentlichen Fuß- und
Radweg eingegrenzt.

Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 12.066 m².

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches kann dem nachfolgenden Lageplan ent-
nommen werden. Die Lage innerhalb des Stadtgebietes geht aus dem Über-
sichtsplan auf dem Deckblatt hervor.

Abb.1: Geltungsbereich des Plangebietes, o. M., © Bezirksregierung Köln, Geobasis NRW

1.4 Ausgangssituation
Das Plangebiet befindet sich in der Gemarkung Lohe. Es liegt am westlichen
Rand des wesentlichen Siedlungsgefüges und rundet die bereits bestehenden
Wohnsiedlungen durch diese Flächen mit der gegenüber liegenden Grundschule
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Lohe und der angrenzenden Kirche ab. Im Norden wird das Gebiet von land-
wirtschaftlich genutzter Fläche abgegrenzt, während im Nordosten, Osten und
Südosten Wohngebiete anschließen. Im Westen befinden sich vereinzelte
Wohn- und Gewerbenutzungen sowie landwirtschaftlich genutzte Flächen. Süd-
lich des Plangebietes grenzt die Grundschule Lohe sowie die Martin-Luther-Kir-
che der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde Lohe an.

Aufschlag der Wohngebietsentwicklung in der Gemarkung Lohe war das von der
Stadt Bad Oeynhausen aufgestellte „Handlungskonzept Wohnen“ und der bisher
eher spärlichen Wohnbauentwicklung im Süden des Stadtgebietes. Dabei bietet
das gesamte Plangebiet die Möglichkeit den landwirtschaftlich genutzten Raum
zwischen der Martin-Luther-Straße und der Loher Straße städtebaulich sinnvoll
zu schließen.

Dabei ist entscheidend, dass die Stadt Bad Oeynhausen den Ankauf und damit
die Vermarktung gemäß den Zielen des Rates zur Wohnbaupolitik betreiben
kann. Somit können die Wohnbauflächen ortsansässigen jungen Familien zu
angemessenen Preisen angeboten werden.

1.4.1 Umgebung

Nördlich des Geltungsbereichs befinden sich vorrangig landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen mit vereinzelter Bebauung.

Im Nordosten, Osten und Südosten schließen Siedlungsgebiete mit ein- bis
zweigeschossiger Bebauung an die derzeitig landwirtschaftlich genutzte Fläche
an.

Im Süden des Geltungsbereichs befindet sich sowohl die Grundschule Lohe als
auch die Martin-Luther-Kirche der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde
Lohe. In diesem Bereich ist zeitweise mit Lärmimmissionen zu rechnen, die je-
doch aufgrund des öffentlichen Interesses als Hinnehmbar einzuordnen sind.

Im Westen des Geltungsbereichs befinden sich vorrangig landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen sowie vereinzelte Gebäude mit gewerblicher und Wohnnutzung.

1.4.2 Topografie

Das Plangebiet ist topografisch auffällig und fällt sowohl von Ost nach West als
auch jeweils von Norden und Süden von den vorhandenen Straßen „Martin-
Luther-Straße“ und „Loher Straße“ in Richtung Mitte des Plangebietes ab. Im
östlichen Bereich befindet sich das Plangebiet bei annähernd 151 m über N.N.
und im westlichen Teil bei ca. 147 m über N.N. Es liegt von Osten nach Westen
ein Gefälle von ca. 3,5 % vor. Die Berücksichtigung des vorliegenden Gefälles
ist wichtig in Bezug auf die weitergehende Planung.
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1.5 Ziele und Zwecke der Planung
Ziel der Bebauungsplanaufstellung ist die Schaffung von neuem Wohnraum zwi-
schen der „Martin-Luther-Straße“ sowie der „Loher Straße“. Da sich das Plan-
gebiet im Außenbereich gem. § 35 BauGB befindet, ist eine Bebauung dieses
Gebietes ohne Bebauungsplan nicht möglich. Insofern ist die Aufstellung eines
Bebauungsplans zwingend erforderlich, um das notwendige Baurecht für die
geplante Wohnbebauung zu ermöglichen.

Hinsichtlich der durch das Bauleitverfahren neu gewonnenen Wohnbauflächen
wird dadurch aktiv dem wohnbaupolitischen Beschluss des Rates zur Generie-
rung von Wohnbauflächen gefolgt. Auch dies ist Zweck der Planung.

2 Rechtliche Rahmenbedingungen

2.1 Rechtsgrundlagen des Bauleitplans
Der Bebauungsplan wird auf der Grundlage des Baugesetzbuches (BauGB), der
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-
nung – BauNVO) und der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne
und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung – PlanZV) aufge-
stellt. Rechtsgrundlagen des Bauleitplans sind daher

 das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634),

 die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) sowie

 die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58).

Die Planunterlage entspricht hinsichtlich ihres Maßstabs, Inhalt und Genauigkeit
den Anforderungen des § 1 Abs. 2 PlanZV. Die Planunterlage enthält die vor-
handenen baulichen Anlagen, soweit sie städtebaulich von Bedeutung sind, so-
wie Straßen, Wege und Plätze vollständig.

Weitere Rechtsgrundlagen sind

 die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 03.08.2018 (GV.NRW. 2018 S. 421),

 die Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666),

 das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542),

 Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz –
LWG) in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes zur Änderung wasser- und
wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 08.07.2016 (GV. NRW. S.
559),

 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung vom 31.07.2009 (BGBl. I S.
2585),
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 Landesbodenschutzgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (LBodSchG) in
der Fassung vom 09.05.2000 (GV. NRW. S. 439) sowie

 das Denkmalschutzgesetz (DSchG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 01.06.2022 (GV.NRW. 2022 S. 662)

Die Gesetze sind jeweils in der z. Zt. der Planaufstellung gültigen Fassung an-
zuwenden.

2.2 Übergeordnete Planungen
Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzu-
passen. Der Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) von 2017
sowie die am 6. August 2019 in Kraft getretene Änderung des LEP NRW enthält
landesbedeutsame Ziele und Grundsätze der Raumordnung für das Land NRW
und weisen der Stadt Bad Oeynhausen die Funktion eines Mittelzentrums zu.

2.2.1 Regionalplanung

Der Regionalplan legt auf Grundlage des Landesentwicklungsplanes Nordrhein-
Westfalen (LEP NRW) die regionalen Ziele der Raumordnung fest und beinhaltet
die Entwicklung der Regierungsbezirke sowie aller raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen im Planungsgebiet. Nach dem ROG sind Regionalpläne aus
dem Raumordnungsplan für das Landesgebiet zu entwickeln. Der Regionalplan
OWL ist damit der Raumordnungsplan für den Regierungsbezirk Detmold. Im
Regionalplan OWL (ehem. Gebietsentwicklungsplan) für den Regierungsbezirk
Detmold Teilabschnitt Oberbereich Bielefeld (Blatt 08), ist die Planfläche als
„Allgemeiner Siedlungsbereich“ (ASB) dargestellt. Auch im Entwurf 2020 des
Regionalplans für OWL (Blatt 10) ist der Bereich nach wie vor als ASB einge-
zeichnet.

Abb. 2 + 3: Darstellungen des derzeitigen Regionalplans (links) und des Entwurfs 2020 (rechts)

2.2.2 Darstellungen im Flächennutzungsplan

Bebauungspläne sind gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan
zu entwickeln. Der gültige Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Bad Oeynhau-
sen stellt das Plangebiet als Grünfläche mit Zweckbestimmung Parkanlage dar.
Entsprechend wird mit der 62. Änderung des FNPs im Parallelverfahren gem.
§ 8 BauGB der FNP geändert, um auf dieser Fläche eine Wohnbebauung zu
ermöglichen.
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Abb. 4: Darstellungen Alt / Neu des FNPs im Rahmen der 62. Änderung des FNPs

2.3 Benachbarte Bebauungspläne
Östlich des Plangebietes grenzt ein rechtsverbindlicher, qualifizierter Bebau-
ungsplan an. Der Bebauungsplan Nr. 79 „Martin-Luther-Straße“, rechtskräftig
seit dem 9. Oktober 2001, setzt direkt an der zum Plangebiet liegenden Grenze
ein allgemeines Wohngebiet mit eingeschossiger Bebauung inkl. Satteldach
fest.

Abb. 5: Ausschnitt Bebauungsplan Nr. 79 „Martin-Luther-Straße“

2.4 Planungsrechtliche Situation
Für die bisher landwirtschaftlich genutzte Fläche zwischen der Loher Straße und
der Martin-Luther-Straße gegenüber der Grundschule Lohe besteht bisher kein
Bebauungsplan. Dieser Bereich ist dem Außenbereich gemäß § 35 BauGB zu-
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zuordnen. Zur Schaffung von Baurecht ist die Aufstellung eines Bebauungspla-
nes notwendig

3 Inhalt des Bebauungsplanes

3.1 Art der baulichen Nutzung
Innerhalb des Plangebietes sind keine Wohngebäude oder anderweitige Ge-
bäude vorzufinden. Darüber hinaus befinden sich im Umfeld des Bebauungs-
plans bereits ein reines und ein allgemeines Wohngebiet (Bebauungsplan
Nr. 79) im Nordosten und Osten, unbeplanter Innenbereich im Süden, welcher
aufgrund der bestehenden Schule sowie der evangelisch-lutherischen Kirche
planungsrechtlich als Fläche für Gemeinbedarf klassifiziert werden kann, sowie
unbeplanter Außenbereich im Westen und Norden in Form von landwirtschaft-
licher Nutzfläche.

3.1.1 Allgemeines Wohngebiet

Die allgemeinen Wohngebiete dienen gemäß § 4 BauNVO vorwiegend dem
Wohnen, kann aber auch andere Nutzungen aufweisen.

Die Straßenrandbebauung an der Loher Straße sowie der östliche Teil an der
Martin-Luther-Straße wird gemäß § 4 Abs. 1 BauNVO als allgemeines Wohnge-
biet festgesetzt.

Im allgemeinen Wohngebiet sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO zulässig:

 Wohngebäude,
 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden sowie nicht störenden

Handwerksbetriebe,
 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche

Zwecke.

Die gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässige Nutzung

 die der Versorgung des Gebiets dienenden Schank- und Speisewirtschaften

sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO unzulässig, da bei diesen Nutzungen mit einem
erhöhten Verkehrsaufkommen zu rechnen ist und damit einhergehend gestei-
gerte Anforderungen an den Stellplatzbedarf. Dies ist damit für die Struktur und
Lage des Gebietes nicht geeignet.

Die in § 4 Abs. 3 BauNVO genannten Ausnahmen sind auch ausnahmsweise
nicht zulässig und damit nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

3.2 Maß der baulichen Nutzung

3.2.1 Grundflächenzahl (GRZ)

Die Grundflächenzahl (GRZ) gibt an, wie viel Quadratmeter Grundfläche je
Quadratmeter Grundstücksfläche von baulichen Anlagen überdeckt werden
darf. In den allgemeinen Wohngebieten wird die GRZ auf 0,4 festgesetzt. Damit
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wird die für Wohngebäude maximale bauliche Ausnutzung ermöglicht. Die fest-
gesetzte GRZ darf gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bei Garagen, Stellplätzen
und Zufahrten um bis zu 50 % überschritten werden.

3.2.2 Geschossflächenzahl (GFZ)

Die Geschossflächenzahl (GFZ) gibt an, wie viel Quadratmeter Geschossfläche
pro Quadratmeter Grundfläche zulässig sind. In den allgemeinen Wohngebieten
beträgt die GFZ bei zweigeschossiger Bebauung mit 0,8 die doppelte Zahl der
GRZ, um eine bestmögliche Ausnutzung der Grundfläche zu ermöglichen.

3.2.3 Zahl der Vollgeschosse

Die Umgebung des Plangebietes wird bisher größtenteils von ein- bis zweige-
schossigen Gebäuden geprägt, die in ihrer Höhe variieren. Zur Schonung von
Grund und Boden sowie der Möglichkeit moderne Bauformen umsetzen zu kön-
nen, sind im gesamten Plangebiet bis zu zwei Vollgeschosse zulässig.

Bei Flachdächern sowie flach geneigten Dächern bis max. 10 Grad sind Staffel-
geschosse zulässig. Damit diese als Nicht-Vollgeschoss gelten, müssen diese
straßenseitig mind. 1,50 m und seitlich sowie rückwärtig mind. 1 m hinter die
senkrecht aufsteigende Außenwand des darunter liegenden Vollgeschosses zu-
rückspringen. Bei mehr als 10 Grad geneigten Dächern sind Staffelgeschosse
als Nicht-Vollgeschosse nicht zulässig.

3.2.4 Höhe baulicher Anlagen

Mit den Höhenfestsetzungen von baulichen Anlagen soll sichergestellt werden,
dass sich mögliche Bauvorhaben in die Umgebung einfügen. Gleichzeitig er-
möglichen die Höhenfestsetzungen einen ausreichenden Spielraum für Gebäu-
deentwicklungen innerhalb des Plangebietes, ohne den umliegenden Bestand
erheblich an Bauhöhe oder Baumasse zu übersteigen.

Die Ermittlung der maximalen Gebäudehöhen erfolgte in Abhängigkeit von den
zulässigen Vollgeschossen, Drempel-Höhen, Dachformen und -neigungen, bei
Annahme maximal möglicher Gebäudebreiten und Dachneigungen. Bei der Er-
mittlung der maximalen Gebäudehöhe wurde eine Geschosshöhe von 3 m be-
rücksichtigt, da die Anforderungen an den Innenausbau bei modernen Gebäu-
den weiter ansteigen.

Um einen eindeutigen Bezugspunkt zu definieren, wird die maximale Gebäude-
höhe, angepasst an die jeweiligen Geländehöhen, in Metern über Normalhöhen-
null (NHN) festgesetzt. Die maximale Gebäudehöhe (GH) wird innerhalb des
Plangebiets unterschiedlich festgesetzt. Im WA I darf die maximale Gebäude-
höhe (GH) bei der Errichtung mit Flachdach bei einer zwingenden zweigeschos-
sigen Bebauung das zulässige Maß von 9,50 m nicht überschreiten. In den WA
II und WA III darf die maximale Gebäudehöhe (GH) bei einer zulässigen zwei-
geschossigen Bebauung das zulässige Maß von 11 m nicht überschreiten.
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Die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen können durch bis zu 1,50 m hohe
technische Aufbauten sowie durch bis zu 1,50 m hohe Anlagen zur Nutzung
erneuerbarer Energien zulässigerweise überschritten werden. Die Aufbauten
und Anlagen sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 6 BauNVO zu
allen Seiten um mindestens 1 m von den Außenwänden zurückzusetzen.

Bei der Errichtung des Daches (geneigtes Dach) wird die maximale Gebäude-
höhe zwischen der Oberkante Rohfußboden Erdgeschoss (OKRF EG = Bezugs-
punkt + 0.00 m) und dem höchsten Punkt der Dachfläche oder dem Dachfirst
gemessen.

Bei der Errichtung von Flachdächern wird die maximale Gebäudehöhe zwischen
der Oberkante Rohfußboden Erdgeschoss (OKRF EG = Bezugspunkt + 0.00 m)
und dem höchsten Punkt der Wandflächen inkl. Attika gemessen.

Der Bezugspunkt + 0.00 m ist für jeden Baukörper entsprechend seiner Lage
im Gelände neu zu bestimmen, wodurch das im Plangebiet vorhandene natür-
liche Gefälle Berücksichtigung findet.

Die Höhenlage des zur Bestimmung der Gebäudehöhe erforderlichen Bezugs-
punkts + 0.00 m ist im Gelände für jedes Gebäude in Abhängigkeit von der
Höhe der „OK Straßengradiente“ der bestehenden oder neu zu erstellenden
Haupterschließungsstraße zu ermitteln. Gemessen wird zwischen der „OK Roh-
fußboden Erdgeschoss (OKRF EG)“ und der „OK Straßengradiente“ im rechten
Winkel ab der Mitte der zur Haupterschließungsstraße hin orientierten Gebäu-
deseite.

Die Höhe jeden einzelnen zu bestimmenden Bezugspunktes entlang der „OK
Straßengradiente“ der Haupterschließungsstraße wird durch Interpolation aus
den in der Planzeichnung festgesetzten Höhenbezugspunkten Straße (HBP
Straße) ermittelt.

Im Sinne einer nahezu barrierefreien straßenseitigen Erschließung der Gebäude
wird eine maximale Sockelhöhe von 0,20 m festgesetzt, die der Gebäudehöhe
hinzugerechnet werden kann. Mit der Festsetzung einer Mindestsockelhöhe von
0,05 m soll eine Bebauung bzw. die Lage der Oberkante Rohfußboden Erdge-
schoss (OKRF EG) über Straßenniveau gesichert und potenziellen Wasserschä-
den als Folge von eventuell auftretenden Starkregenereignissen vorgebeugt
werden.

3.2.5 Anzahl der Wohneinheiten

Im WA 1 wird die Anzahl der Wohneinheiten nach § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB auf
maximal sechs pro Gebäude begrenzt. In diesem Bereich ist die Errichtung von
Eigentums- und/oder Mietwohnungen vorgesehen. Innerhalb des WA 2 sind bei
Einzelhausbebauung max. zwei Wohneinheiten pro Gebäude zulässig. Im WA 3
sind je Gebäudeeinheit innerhalb der Hausgruppe aus städtebaulichen Gründen
nicht mehr als eine Wohneinheit zulässig.
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3.3 Bauweise
Um zu gewährleisten, dass die Bebauung sich in die umliegenden gewachsenen
städtebaulichen Strukturen einfügt, wird entsprechend dem vorherrschenden
Charakter der umgebenden Bebauung im WA 2 und WA 3 die offene Bauweise
gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO in Form von Einzelhäusern als auch in Form von
Hausgruppen festgesetzt. Als Hausgruppe ist das Errichten von Kettenhäusern
zulässig, wobei mindestens drei Kettenhäuser eine Hausgruppe bilden. Ein Ket-
tenhaus (Mittelhaus) besteht aus einem Einfamilienhaus, das ohne Grenzab-
stand an eine seitliche Grundstücksgrenze angebaut wird und eine Garage, die
an die jeweils andere Grundstücksgrenze angebaut ist. Die Endhäuser der Ket-
tenhausgruppe bzw. die dazugehörige Garage können einseitig einen Abstand
zur seitlichen Grundstücksgrenze aufweisen.

Im WA 1 wird gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO eine abweichende Bauweise festge-
setzt, da nur Gebäudelängen von max. 20 m zulässig sind. Dies soll einen über-
dimensionierten und blockartigen Geschosswohnungsbau ausschließen, da
diese häufig mit einem negativen Image behaftet sind. Hierbei gelten die Ab-
standvorschriften der Bauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) für die of-
fene Bauweise.

3.4 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

3.4.1 Überbaubare Flächen

Die überbaubaren Flächen sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs.
3 BauNVO durch Baugrenzen gekennzeichnet und bilden sog. Baufenster. Sie
sichern die städtebauliche Grundstruktur und sind von der Größe ausreichend
flexibel, um individuelle Gestaltungsmöglichkeiten zuzulassen. Die Baugrenzen
dürfen nur so weit ausgenutzt werden, wie es die Grundflächenzahl als Ober-
grenze zulässt.

3.4.2 Nicht überbaubare Flächen

Außerhalb der sog. Baufenster können im festgesetzten Wohnbaugebiet Gara-
gen, Carports und Stellplätze errichtet werden. Garagen und Carports haben
dabei einen Mindestabstand von 5 m zur Straßenbegrenzungslinie zu halten,
um die Verkehrssicherheit durch mögliche Sichteinschränkungen nicht zu ge-
fährden. Des Weiteren sollen diese Abstandsflächen als Vorgärten dienen, um
städtebaulich ansprechende Straßenräume entstehen zu lassen.

Durch das Verbot der Beschotterung und Versiegelung bei der Gartengestaltung
soll sowohl die Biodiversität gefördert als auch ein Beitrag zum Mikroklima ge-
leitet werden. Des Weiteren wird dadurch die Regenwasserbewirtschaftung im
Plangebiet sowie die Grundwasserneubildungsrate begünstigt. Da gewisse
Pflanzen jedoch Schutz vor umrankendem Unkraut benötigen sind kleinteilige
Abdeckungen zulässig.
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3.5 Nebenanlagen
Innerhalb des Plangebietes sind Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO sowohl in
der überbaubaren als auch in der nicht überbaubaren Fläche zulässig. Lediglich
zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der straßenseitigen Baugrenze sind
Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO unzulässig, sofern es sich hierbei
um Gebäude handelt. Diese Festsetzung dient der städtebaulichen Ordnung so-
wie der gärtnerischen Gestaltung der Vorgartenzone.

3.6 Stellplätze, Carports und Garagen
Stellplätze, Carports und Garagen sind gemäß § 12 Abs. 1 BauNVO sowohl auf
überbaubaren als auch auf nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.
Lediglich zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der straßenseitigen Bau-
grenze sind Garagen und Carports nach § 12 Abs. 6 BauNVO unzulässig. Als
Carport gilt hier ein allseits offener überdachter Stellplatz ohne Seitenwand/-
wände.

Bei Eckgrundstücken, die mit Wohngebäuden mit zwei Wohneinheiten bebaut
werden, dürfen Carports ausnahmsweise im Bereich zwischen der seitlichen
Baugrenze und der Straßenbegrenzungslinie errichtet werden. Diese müssen
zur Straßenbegrenzungslinie mindestens einen Abstand von 1 m einhalten.
Wandverkleidungen sind unzulässig, um die Verkehrssicherheit durch mögliche
Sichteinschränkungen nicht zu gefährden.

Um den ruhenden Verkehr nicht in den öffentlichen Raum zu verlegen, sind bei
neuen Bauvorhaben pro Wohneinheit mind. zwei Stellplätze auf den Privat-
grundstücken nachzuweisen. Bei den Hausgruppen ist aus platzgründen ein
PKW-Stellplatz auf dem Grundstück nachzuweisen. Da auf längeren Einfahrten
in der Realität ohnehin mehrfach geparkt wird, kann dies auch im Nachweis
berücksichtigt werden und spart versiegelte Flächen.

Die Stellplätze sowie die Zufahrten zu Garagen, Carports und Stellplätzen sind
zur Einsparung von versiegelten Flächen mit einer wasserdurchlässigen Ober-
fläche, z.B. Rasengittersteine oder Pflaster mit mindestens 30 % Fugenanteil,
auszuführen.

3.7 Verkehrsflächen, Erschließung und Bereiche ohne Ein- und Aus-
fahrten
Innerhalb des Plangebietes wird eine öffentliche Straßenverkehrsfläche gemäß
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB durch die Straßenbegrenzungslinie festgesetzt. Diese
dient der inneren Erschließung des neuen Wohngebietes.

Entlang der Loher Straße im Süden des Plangebietes werden an den vorgese-
henen Grundstücke Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt. Dies begrün-
det sich an der direkten Nähe zur Kirche bzw. der Grundschule sowie der dort
vorhandenen Ampelanlage. Als Ausnahme gibt es hier zwei Bereiche mit einer
Breite von 6 m bzw. 10 m, um eine Ein- und Ausfahrt für die vorgesehenen
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Mehrfamilienhäuser zu ermöglichen. Diese sind der Planzeichnung zu entneh-
men.

Im gesamten öffentlichen Straßenraum von 8 m Gesamtverkehrsflächenbreite
sind sowohl vereinzelte Stellplatzflächen als auch Baumpflanzungen und Stra-
ßenbegleitgrün vorgesehen.

Als mikroklimatischer Beitrag ist je 150 m² Straßenverkehrsfläche ein stand-
ortgerechter Laubbaum 2. Ordnung mit Unterpflanzung innerhalb von Pflanz-
beeten im Straßenraum anzupflanzen. Die Pflanzbeete sollen dabei eine Breite
von 2 m und eine Gesamtlänge von max. 95 m aufweisen. Um der Ausbaupla-
nung den größtmöglichen Gestaltungsspielraum zu geben, ist die genaue Posi-
tion der Bepflanzungen nicht festgesetzt. Die endgültige Festlegung der Gestal-
tung der öffentlichen Verkehrsfläche erfolgt auf der Grundlage des Bebauungs-
planes im Zuge der Ausbauplanung.

Zur Bestimmung der Lage der Verkehrsflächen im Gelände, werden in der Plan-
zeichnung Höhenbezugspunkte (HBP Str) zur Ermittlung der axialen Verläufe
der „OK Straßengradiente“ festgesetzt.

3.8 Grünflächen
Die im Plangebiet festgesetzte öffentliche Grünfläche verläuft von der westli-
chen Plangebietsgrenze bis zur Mitte des Plangebietes. Sie ist naturnah und als
pflegeextensive Wiese anzulegen und zu pflegen. Diese Fläche dient u. a. als
Freifläche und leistet darüber hinaus einen wichtigen Beitrag zur Steuerung des
Mikroklimas innerhalb des Plangebietes. Innerhalb dieser klimaaktiven Fläche
sind bauliche Anlagen nicht zulässig.

In erster Linie ist diese Fläche jedoch zur Bewältigung des Niederschlagswas-
sers bestimmt. Diese sind als flache Mulden auszuführen und bedürfen daher
keiner Einzäunung. Die Flächen sind zu begrünen und mit einzelnen heimi-
schen, standortgerechten Pflanzen zu bepflanzen.

3.9 Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hoch-
wasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

Im Bereich der festgesetzten öffentlichen Grünfläche wird gleichzeitig eine Um-
grenzung für Flächen für die Wasserwirtschaft festgesetzt. Diese Fläche wird
entsprechend für die Sammlung von Niederschlagswasser aus dem Plangebiet
sowie der östlich angrenzenden Gebiete genutzt. Das hier angesammelte Nie-
derschlagswasser wird nach Westen hin über ein unterirdisches Regenrückhal-
tebecken auf dem Nachbargrundstück gedrosselt in die Regenwasserkanalisa-
tion abgeführt.
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3.10 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen
und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen

Dachbegrünung

Sowohl Flachdächer als auch flach geneigte Dächer mit einer Dachneigung von
maximal 10 Grad müssen mindestens extensiv begrünt werden. Die Begrünung
ist dabei dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Bei
der Extensivbegrünung ist eine naturnahe Vegetation zu verwenden, die min-
destens aus einer Substratstärke von 10 cm bestehen muss. Die Bewässerung
soll hierbei ausschließlich über das vorhandene Niederschlagswasser erfolgen.

Von der Verpflichtung zur Dachbegrünung sind nutzbare Dachterrassen sowie
verglaste Dachteile und Dachaufbauten ausgenommen.

Alle Dächer mit Dachbegrünung sind mit Anlagen für Solarthermie und Photo-
voltaikanlagen zu kombinieren.

Fassadenbegrünung

Mindestens 30 Prozent der tür- und/oder fensterlosen Wand- bzw. Fassaden-
flächen mit heimischen standortgerechten Gehölzen bzw. mit Rank- oder Klet-
terpflanzen gemäß der Pflanzliste zu begrünen. Zusammenhängende Teilflä-
chen von Wand- oder Fassadenflächen mit Tür- oder Fensteröffnungen sind mit
heimischen standortgerechten Gehölzen bzw. mit Rank- oder Kletterpflanzen
gemäß Artenauswahlliste zu begrünen, sofern sie eine Größe von mind. 20 m2

aufweisen. Die Pflanzungen sind dabei dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang
gleichwertig zu ersetzen.

Für die Fassadenbegrünung gilt folgende Pflanzliste:

Botanischer Name Deutscher Name

Hedera helix Efeu
Lonicera periclymenum Geißblatt
Clematis vitalba Waldrebe
Vitis vinifera var. silvestris Wildreben

Anpflanzung von Bäumen

In der Planzeichnung farblich abweichend gekennzeichnete Baumanpflanzun-
gen in Form von mittelgroßen Bäumen werden aufgrund der variablen Bebau-
barkeit der Grundstücksflächen und der damit in der Planzeichnung nicht ein-
deutig bestimmbaren Lage der Zu- und Ausfahrten zu den Grundstücksflächen
der Anzahl nach festgesetzt. Die exakte Lage der Baumstandorte und des Stra-
ßenbegleitgrüns ist der späteren Ausbauplanung der jeweiligen Erschließungs-
straße zu entnehmen.
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Für die Baumpflanzungen mit Bäumen der 2. Ordnung gilt folgende Pflanzliste:

Botanischer Name Deutscher Name

Acer campestre ‘Elsrik‘ Feldahorn ’Elsrik‘
Acer campestre ’Huibers Elegant‘ Feldahorn ’Huibers Elegant‘
Acer monspessulanum Burgen-Ahorn
Carpinus betulus ’Lucas‘ Hainbuche ’Lucas‘
Celtis australis Südlicher Zürgelbaum
Fraxinus ornus Blumenesche
Fraxinus pennsylvanica Rotesche
Liquidambar styraciflua Amberbaum
Ostrya carpinifolia Hopfenbuche
Acer buergerianum Dreizahn-Ahorn
Acer cappadocium ’Rubrum‘ Kolchischer Ahorn ’Rubrum‘
Acer x freemanii Schmalkroniger Rot-Ahorn
Fraxinus augustifolia Schmalblättrige Esche

3.11 Bauordnungsrechtliche und gestalterische Festsetzungen
Äußere Gestaltung von baulichen Anlagen

Sowohl die Dachformen als auch die Dachneigungen können einen erheblichen
Einfluss auf die Stadtgestaltung haben. Da aber bereits im Umfeld des Plange-
bietes unterschiedliche Dachformen und -neigungen vorhanden sind, sollen sich
im Plangebiet ebenfalls neue Baustile etablieren können. Aus diesem Grund
wird die Dachform nur in Teilbereichen vorgegeben. Flachdächer und flachge-
neigte Dächer sind bis 10 Grad zulässig. Geneigte Dächer in Form von Sattel-,
Walm- oder Pultdächern / versetzten Pultdächern sind mit einer Dachneigung
von 30 bis 45 Grad zulässig.

Im gesamten Plangebiet gelten Forderungen bzw. Regelungen zu Dachbegrü-
nung sowie PV- und Solaranlagen. Diese Festsetzungen leisten zum einen als
Gründach einen Beitrag zum Mikroklima im Plangebiet und begünstigen die Re-
genwasserbewirtschaftung. Zum anderen tragen PV- und Solaranlagen aktiv
zur Energiewende und somit übergeordnet zum Klimaschutz bei.

Bei geneigten Dächern sind Dacheindeckungen in den Farbtönen rot, braun,
anthrazit und schwarz zulässig. Hochglänzende und reflektierende Dacheinde-
ckungen sind im Plangebiet bei geneigten Dächern von mehr als 10 Grad nicht
zulässig, da diese Oberflächen eine starke Blendwirkung auf benachbarte Ge-
bäude und deren Anwohner haben. Die Fernwirkung solcher Oberflächen ist
äußerst negativ.

Der Zulässigkeit und Regelung von Solarkollektoren oder Photovoltaikanlagen
auf geneigten Dachflächen steht dem vorgenannten Verbot von glänzenden
Dacheindeckungen ausdrücklich nicht entgegen.

Um das Siedlungsbild harmonisch zu gestalten und störende Effekte zu vermei-
den, sind glänzende und reflektierende Materialien oder Anstriche als Außen-
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wandmaterialien ausgeschlossen. Dies gilt nicht, wenn die Außenwände zur ak-
tiven oder passiven Nutzung von Sonnenenergie in Form von Photovoltaik oder
Solarthermie dienen. Verglasungen sind zur Gestaltung der Außenwände zuläs-
sig.

Zur Vermeidung von Vogelkollisionen an Glasflächen sind problematische Glas-
flächen wie z.B. freistehende transparente Scheiben, Eckverglasungen und
große sich gegenüberliegende Scheiben zu vermeiden. Lassen sich problemati-
sche Glasflächen nicht ganz vermeiden, dann sind sie durch Verwendung von
geprüften hoch wirksamen Markierungen so zu gestalten, dass sie von Vögeln
als Hindernis wahrgenommen werden.

Gestaltung von Vorgärten- und Gartenbereichen

Die nicht überbaubaren Flächen zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der
straßenseitigen Baugrenze gehören zum sog. Vorgartenbereich und sind bis auf
die notwendigen Flächen für Zuwegungen, Zufahrten und Stellplätze von Ver-
siegelungen frei zu halten. Eine Begrünung ist vollflächig mit bodendeckender
Vegetation, wie z. B. Rasen, Pflanzen und Gehölze vorzunehmen und dauerhaft
zu erhalten.

Die nicht überbaubaren Flächen innerhalb der privaten Gartenbereiche sind
ebenfalls von Versiegelung freizuhalten. Diese Flächen sind zu begrünen, gärt-
nerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Ausgenommen sind hiervon not-
wendige Flächen für Nebenanlagen.

Die Verwendung von Schotter, Splitt, Kies und Bruchsteinen mit der damit ver-
bundenen Abdeckung des Erdreiches mit Kunststofffolien (Unkrautvlies) ist un-
zulässig.

Einfriedungen

Sowohl in den reinen als auch allgemeinen Wohngebieten sind aufgrund der
ländlichen Prägung Grundstückseinfriedungen nur als Hecke aus standortge-
rechten Laubgehölzen, z.B. Hainbuche, Rotbuche, Liguster usw. sowie leichte
Zäune in Holz zulässig.

Aus Verkehrssicherungsgründen sind entlang der Straßen nur Einfriedungen mit
einer maximalen Höhe von 80 cm zulässig.

Straßen- und Außenbereichsbeleuchtung

Es sollten abgeschirmte Leuchten mit geschlossenen Gehäusen sowie insekten-
verträglichen Leuchtmitteln, wie z.B. LED mit warmweißer Lichtfarbe verwendet
werden.

4 Hinweise

Kampfmittelbeseitigung

Das Plangebiet liegt im nördlichen und nordöstlichen Teil in einem verzeichne-
ten Bombeneinzugsgebiet. Auch unmittelbar nördlich und östlich des Plange-



Stadt Bad Oeynhausen Bereich Stadtentwicklung September 2024
Begründung zum Bebauungsplan Nr. 128 „Nördlich Loher Straße“

18

bietes gibt es angrenzende Verdachtsflächen, bei der Blindgänger aus dem
Zweiten Weltkrieg nicht ausgeschlossen werden können. Tiefbauarbeiten sind
daher mit entsprechender Vorsicht auszuführen.

Vor Durchführung der Bauvorhaben ist durch den Bauherren, Grundstücksei-
gentümer etc. frühzeitig ein Antrag auf Überprüfung von Kampfmitteln der be-
troffenen Grundstücke einzureichen. Diese Anträge sind an die Stadt Bad Oeyn-
hausen, Bereich Sicherheit und Ordnung, Ostkorso 5, 32545 Bad Oeynhausen
zu richten.

Dessen ungeachtet gilt: Sollten bei Ausschachtungsarbeiten und bei Erdaushub
verdächtige Gegenstände oder außergewöhnliche Bodenverfärbungen auftre-
ten, ist die Arbeit aus Sicherheitsgründen sofort einzustellen und der Kampf-
mittelbeseitigungsdienst durch die Ordnungsbehörde oder der Polizei zu ver-
ständigen.

Vorbeugender Brandschutz – Löschwasserversorgung

Im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen sind Löschwasserentnahmestellen
(z.B. Hydranten, Saugstellen) zu installieren (§ 1 Abs. 2 FSHG). Die Abstände
der einzelnen Entnahmestellen (abhängige und unabhängige) untereinander
sollten das Maß von 140 m nicht überschreiten (§ 3 Abs. 1 und 3 BauO NRW;
Arbl. 331 DVGW).

Es ist eine Löschwassermenge von mindestens 48 m³/h über eine Dauer von 2
h sicherzustellen.

Jedes Grundstück muss innerhalb von 75 m Lauflinie mittels Löschwasser-
Druckschläuche erreichbar sein. Zudem dürfen sich keine unüberbrückbaren
Hindernisse in dieser Linie befinden.

Sollte es nicht möglich sein mit einem Hydranten die erforderliche Löschwas-
sermenge sicherzustellen, muss sich ein zweiter Hydrant im Umkreis von 300
m zu jedem Grundstück befinden, der dann die fehlende Löschwassermenge
liefert.

Die Erschließungsstraße muss den Vorgaben der DIN 14090 entsprechen.

Ver- und Entsorgung

Starkregenereignisse

Für den schadlosen Verbleib des Niederschlagswassers bei Starkregenereignis-
sen ist der Überflutungsschutz für das gesamte Plangebiet zu betrachten.

Überflutungsnachweis

Gemäß DIN 1986-100 sind Überflutungsnachweise für jedes einzelne Grund-
stück separat zu erstellen.

Heilquellenschutzgebiete

Der Bebauungsplan Nr. 128 liegt gemäß der Heilquellenschutzgebietsverord-
nung der Stadt Bad Oeynhausen vom 13.04.2023 in der quantitativen
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Schutzzone B. Die Planung ist mit dem Heilquellenschutz vereinbar. Die Best-
immungen der Schutzgebietsverordnung sind zu beachten.

Trinkwasser

Die Flächen liegen innerhalb des Einzugsgebietes der Trinkwasserbrunnen von
„Bad Oeynhausen – Lohe“ / Wasserwerk Flachsiek. Bodeneingriffe dürfen nicht
zu einer Beeinträchtigung der Grundwassergüte führen.

Baumfällarbeiten

Die Entfernung von eventuell vorhandenen Gehölzen im Plangebiet ist aus-
schließlich in der Zeit zwischen dem 1. Oktober und dem 28./29. Februar zu-
lässig.

Bergbau

Das Plangebiet befindet sich über dem auf Eisenstein verliehenen Bergwerksfeld
„Einigkeit“ der Barbara Rohstoffbetriebe GmbH sowie über dem auf Kohlenwas-
serstoffe erteilten Erlaubnisfeld „MINDEN“ der BEB Erdgas und Erdöl GmbH.

Darüber hinaus befindet sich das Plangebiet über dem auf Sole erteilten Bewil-
ligungsfeld „Oeynhausen“. Inhaberin dieser Bewilligung ist die Stadt Bad Oeyn-
hausen, c/o Eigenbetrieb Staatsbad Bad Oeynhausen, im Kurpark in 32454 Bad
Oeynhausen. Ausweislich der Bezirksregierung Arnsberg vorliegenden Unterla-
gen sind im Bereich des Planungsvorhabens keine bergbaulichen Einwirkungen
durch die Solegewinnung bekannt.

Denkmalschutz

Wenn bei Erdarbeiten kultur- und erdgeschichtliche Bodenfunde oder Befunde
(etwa Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfärbungen, Knochen, Fossi-
lien) entdeckt werden, ist nach §§ 15 und 16 des DSchG (Denkmalschutzgesetz
NRW) die Entdeckung unverzüglich der Stadt oder der LWL-Archäologie für
Westfalen, Außenstelle Bielefeld, anzuzeigen und die Entdeckungsstätte drei
Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten.

Um eine baubegleitende Beobachtung organisieren zu können, ist der Beginn
der Erdarbeiten der LWL-Archäologie für Westfalen, Am Stadtholz 24a, 33609
Bielefeld, Tel.: 0521/52002-50, Fax: 0521/52002-39; E-Mail: lwl-archaeologie-
bielefeld@lwl.org, schriftlich, mindestens zwei Wochen im Voraus anzuzeigen.

5 Flächenbilanz

Bezeichnung Fläche Anteil

Gesamtfläche des Plangebiets 12.066 m² 100%

Allgemeine Wohngebiete 9.037 m² 74,9 %

Straßenverkehrsfläche 1.353 m² 11,2 %

Öffentliche Grünfläche 1.677 m² 13,9 %
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6 Auswirkungen der Planung

6.1 Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen ins-
besondere auch die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege, zu berücksichtigen. Gemäß § 1 Abs. 6
Nr. 7 Buchstabe a BauGB sind hierbei insbesondere die Auswirkungen auf die
Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft und biolo-
gische Vielfalt zu beachten. Zu betrachten sind außerdem das Wirkungsgefüge
und die Wechselbeziehungen zwischen den Schutzgütern. Gemäß § 1 Abs. 6
Nr. 7 Buchstabe c BauGB sind außerdem die umweltbezogenen Auswirkungen
auf den Menschen zu berücksichtigen.

6.1.1 Umweltbericht

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind die zu erfassenden Belange des
Umweltschutzes, des Naturschutzes sowie der Landschaftspflege gem. § 1
Abs. 6 Nr. 7 BauGB sowie § 1a BauGB als Abwägungsmaterial gem. § 2 Abs. 3
BauGB zu ermitteln und zu bewerten. Dies erfolgt gemäß § 2 Abs. 4 BauGB in
einer Umweltprüfung, in der die voraussichtlichen Umweltauswirkungen ermit-
telt werden und in einem Umweltbericht näher beschrieben und bewertet wer-
den. Gemäß § 2a BauGB ist der Umweltbericht ein gesonderter Teil der Begrün-
dung zum Bebauungsplan.

Der Umweltbericht wurde durch das Büro „Bertram Mestermann – Büro für
Landschaftsplanung“ aus Warstein durchgeführt und liegt als zweiter gesonder-
ter Teil der Begründung bei.

Der Umweltbericht wurde zunächst auf der Grundlage des Vorentwurfes der
Bauleitplanung erarbeitet und ist entsprechend den weiteren Planungs- und Be-
teiligungsphasen fortzuschreiben.

Der Umweltbericht stellt keine Beeinträchtigung auf das Schutzgut „Erholung“
und keine erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter „Mensch“, „Tiere“,
„Pflanzen“ „Fläche“, „Boden“, „Wasser“, „Klima und Luft“, „Landschaft“, „Kul-
tur- und sonstige Sachgüter“ sowie „Biologische Vielfalt und Wechselwirkun-
gen“ fest.

6.2 Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes
Durch die Novellierungen des Bundesnaturschutzgesetzes wurde das deutsche
Artenschutzrecht an die europäischen Vorgaben zum Artenschutz angepasst.
Aus den Regelungen der §§ 44 Abs. 1, 5, 6 und 45 Abs. 7 BNatSchG ergibt sich
die Notwendigkeit zur Durchführung einer Artenschutzprüfung (ASP) im Rah-
men der Bauleitplanung.

Wie bereits beim Umweltbericht wurde auch der Artenschutzrechtliche Fachbei-
trag inkl. der Artenschutzprüfung durch das Büro „Bertram Mestermann – Büro
für Landschaftsplanung“ aus Warstein durchgeführt.
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Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 128 werden
folgende Lebensraumtypen mittelbar bzw. unmittelbar beansprucht:

 Kleingehölze, Alleen, Bäume, Gebüsche, Hecken
 Äcker
 Säume, Hochstaudenfluren
 Gärten, Parkanlagen, Siedlungsbrachen
 Gebäude
 Fettwiesen und -weiden

Das Plangebiet selbst besteht fast vollständig aus Ackerfläche sowie einer keil-
förmigen Grünlandfläche, an deren südwestlichem Rand eine Weide wächst. Es
wurden keine Höhlen nachgewiesen, die Vögeln als Brutstandort oder Fleder-
mäusen als Quartier dienen könnten.

Das Plangebiet stellt zwar ein potenzielles, aber aufgrund seiner Kleinflächigkeit
und Habitatausstattung kein essenzielles Jagdhabitat für Fledermäuse dar. Des
Weiteren fehlen potenzielle Quartierstandorte im Plangebiet. Aus diesem Grund
werden artenschutzrechtliche Betroffenheiten gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG für
die nachgewiesenen Fledermausarten ausgeschlossen werden.

Eine artenschutzrechtliche Betroffenheit gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG der
häufigen und verbreiteten Vogelarten kann ausgeschlossen werden sofern fol-
gende Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt werden:

 Rodungs- und Räumungsmaßnahmen von Vegetationsflächen nur zwischen
dem 1. Oktober und dem 28./29. Februar durchführen. Sollte es unver-
meidbare Maßnahmen außerhalb dieses Zeitraumes geben, so muss eine
umweltfachliche Baubegleitung die Maßnahme begleiten. Dadurch ist si-
cherzustellen, dass bei Entfernung von Vegetationsbeständen die betroffe-
nen Gehölze und Freiflächen frei von einer Quartiernutzung sind.

 Beschränkung der Aktivitäten der Baumaßnahme auf die notwendigste Flä-
che. Es ist gemäß DIN 18920 ein Abstand von 1,50 m zu Bäumen und Ge-
hölzstrukturen einzuhalten. Dadurch wird sichergestellt, dass die zu erhal-
tenden Gehölzstrukturen und Vegetationsbestände der näheren Umgebung
vor Beeinträchtigung geschützt sind und weiterhin die Funktion als Lebens-
raum übernehmen können.

Innerhalb des Plangebietes konnten keine Brutvögel nachgewiesen werden. Das
Plangebiet wurde jedoch von Turmfalke als auch von Rotmilan zur Nahrungs-
suche aufgesucht, welche als planungsrelevante Tierarten eingestuft werden.

In Bezug auf planungsrelevante Tierarten konnten im Rahmen der Vorprüfung
artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen durch das Vorhaben ausge-
schlossen werden. Eine vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände (Stufe II)
war daher nicht erforderlich.

Demnach löst die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 128 „Nördlich Loher
Straße“ unter Berücksichtigung der zuvor genannten Vermeidungsmaßnahmen
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in Bezug auf die häufigen und verbreiteten Vogelarten keine Verbotstatbe-
stände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG aus.

6.3 Berücksichtigung der Belange des Klimaschutzes
Gem. § 1 Abs. 5 S. 2 BauGB sind der Klimaschutz und die Klimaanpassung,
insbesondere auch in der Stadtentwicklung zu fördern.

Die Festsetzung der öffentlichen Grünflächen dient unter anderem der Mikrokli-
masteuerung innerhalb des Plangebietes. Die Flächen tragen zum Klimaschutz
bei und haben zudem positive Auswirkungen auf das direkte Landschaftsbild.

Im gesamten Plangebiet gelten Forderung bzw. Regelung zu Dachbegrünung
sowie PV- und Solaranlagen. Diese Festsetzungen leisten zum einen als Grün-
dach einen Beitrag zum Mikroklima im Plangebiet und begünstigen die Regen-
wasserbewirtschaftung. Zum anderen tragen PV- und Solaranlagen aktiv zur
Energiewende und somit übergeordnet zum Klimaschutz bei.

Der zentrale Bereich des Plangebietes befindet sich innerhalb eines Kalt- &
Frischluftentstehungsgebietes und wird von einem reinen Frischluftentste-
hungsgebiet umfasst. Außerhalb des Plangebietes handelt es sich vorwiegend
um Misch- und Übergangsklimate sowie um Flächen mit Überwärmungspoten-
tialen.

Abb. 6: Klimafunktionskarte

Im Rahmen einer beauftragten Stellungnahme hinsichtlich klimatischer Aspekte
im Kontext der Erstellung des Bebauungsplanes Nr. 128 „Nördlich Loher Straße“
wurde festgestellt, dass die Planungen in einem Raum mit geringer klimatischer
Planungsrelevanz liegen. Das Plangebiet besitzt zwar grundsätzlich das Poten-
tial der Förderung der nächtlichen Kaltluftentstehung mit Abfluss in südwestli-
cher Richtung, aber da das lokale Kaltluftentstehungsgebiet nur eine Fläche von
unter 1,3 ha besitzt, ist vor dem Hintergrund der Hangrichtungen von einer
geringen lokalklimatischen Bedeutsamkeit auszugehen. Im Kontext der Frisch-
luftentstehung besitzt das Plangebiet ebenfalls nur eine geringe Planungs-
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relevanz, da die Fläche aktuell nur über ein geringes Grünvolumen und keinen
Baumbestand verfügt und entsprechend wenig Frischluft am Tag produziert
wird.

6.4 Berücksichtigung der Belange des Heilquellenschutzes
Das Plangebiet liegt in einem festgesetzten Heilquellenschutzgebiet, dessen
Verordnung am 1. Mai 2023 in Kraft getreten ist. Das Betrachtungsgebiet be-
findet sich in der quantitativen Zone B. Bei der Planung und späteren Bauaus-
führung ist darauf zu achten, dass die Eingriffe in den Untergrund in der Regel
in Schutzzone B (äußere Zone) auf 20 m Bohrtiefe beschränkt sind. Weitere zu
berücksichtigende Sachverhalte sind der Verordnung zur Festsetzung des Heil-
quellenschutzgebietes „Bad Oeynhausen“ zu entnehmen. Wesentliche Sachver-
halte dabei sind:

In der Zone B ist genehmigungspflichtig:

 Bohrungen und Bodeneingriffe von 10 m bis 20 m unter Geländeoberkante
 Das Entnehmen, Zutageleiten und Zutagefördern von Grundwasser aus Tie-

fen von bis zu 20 m unter Geländeoberkante
 Absenken der Grundwasserober- oder Grundwasserdruckfläche, auch vo-

rübergehend, gegenüber der natürlichen Grundwasserober- oder Grund-
wasserdruckfläche um mehr als 3 m unter Geländeoberkante, das Auf-
stauen und Umleiten von Grundwasser

In der Zone B ist verboten:

 Bohrungen und Bodeneingriffe über 20 m Tiefe unter Geländeoberkante –
nur unter Vorlage einer fachkundlichen Stellungnahme zum Nachweis der
Unbedenklichkeit hinsichtlich des Fließsystems der Heilquellen

 Das Entnehmen, Zutageleiten und Zutagefördern von Grundwasser aus Tie-
fen von über 20 m unter Geländeoberkante.

Diese Sachverhalte sind bei den weiterführenden baulichen Ausführungen in-
nerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes zu berücksichtigen.

Die weiteren Ausführungen der Heilquellenschutzverordnung sind zu beachten.

6.5 Berücksichtigung der Belange der Ver- und Entsorgung
Telekommunikation, Energieversorgung, Wasserversorgung

Die Versorgung der neu zu erschließenden Bauplätze mit Wasser, Elektrizität,
Telekommunikation und Gas ist grundsätzlich möglich. Die erforderlichen Lei-
tungen zur Erschließung sind innerhalb der Planstraße zu verlegen.

Die Versorgung mit Trinkwasser ist für das Plangebiet sichergestellt.

Löschwasser

Es wird eine Löschwassermenge von 48 m3/h im Bereich des Hydranten an der
Martin-Luther-Straße 15 sowie 96 m3/h im Bereich des Hydranten an der Loher
Straße 14 sichergestellt. Da es sich hierbei um einen zusammenhängenden
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Netzabschnitt handelt, können die Entnahmemengen bei gleichzeitiger Nutzung
mehrerer Hydranten nicht addiert werden. Des Weiteren kann die Forderung
nach mehreren unabhängigen Entnahmestellen nicht erfüllt werden.

Schmutzwasser

Das zum Großteil abwassertechnisch noch nicht hinreichend erschlossene Plan-
gebiet soll zukünftig im Trennsystem für Schmutzwasser über die „Loher
Straße“ und die „Martin-Luther-Straße“ entwässert werden. Die Entsorgung des
Schmutzwassers im Bereich der bisher nicht bebauten Fläche soll über vorhan-
dene und neu anzulegende Schmutzwasserkanäle zum Schmutzwasserkanal an
der „Loher Straße“ bzw. „Martin-Luther-Straße“ abgeführt werden.

Oberflächenwasser / Niederschlagswasser

Die im Plangebiet befindlichen und bisher nicht bebauten Grundstücke sind im
Trennsystem zu entwässern. Die Versickerung des Niederschlags auf den ein-
zelnen Grundstücken wird aufgrund der Bodenverhältnisse nicht empfohlen, da
dies bei Starkregen und mangelnder Pflege der Mulden o. ä. zu Überschwem-
mungen kommen kann.

Die Stadtwerke Bad Oeynhausen hat im Juli 2023 ein Entwässerungskonzept
von der Firma IWA Ingenieurgesellschaft mbH & Co. KG erstellen lassen. Das
Regenwasser soll hierbei zunächst innerhalb des Plangebietes aufgrund der vor-
handenen Topographie im Bereich der öffentlichen Grünfläche gesammelt und
in ein westlich auf dem Nachbargrundstück gelegenes Regenrückhaltebecken
zur Zwischenspeicherung abgeführt werden. Von diesem Regenrückhaltebe-
cken aus soll das Niederschlagswasser gedrosselt auf den natürlichen Landab-
fluss von 3 l/s*ha über den öffentlichen Niederschlagswasserkanal in der Loher
Straße in den Osterbach (OS 130) geleitet werden. Das Regenwasser der nörd-
lich an der Martin-Luther-Straße geplanten Grundstücke muss aufgrund der
vorhandenen Topographie zunächst in einem Regenwasserkanal in der Martin-
Luther-Straße gesammelt und dann ebenfalls in die naturnah geplante Mulde
eingeleitet werden.

Die konkrete Entwässerungsplanung ist dem Entwässerungskonzept inkl. dem
Lageplan zu entnehmen.

Abfallentsorgung

Die Abfallentsorgung im Plangebiet wird durch das von der Stadt Bad Oeynhau-
sen beauftragte Entsorgungsunternehmen durchgeführt.

6.6 Berücksichtigung der Belange von Kirchen und Religionsgemein-
schaften

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbe-
sondere auch die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen
Rechts festgestellten Erfordernisse für Gottesdienste und Seelsorge zu berück-
sichtigen.
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Gegenüber des Plangebietes befindet sich die Kirche der evangelisch-lutheri-
schen Kirchengemeinde Lohe. Durch Besuchsverkehre für das Wahrnehmen
von Gottesdiensten zu bestimmten Anlässen kann es zu erhöhten Geräuschbe-
lastungen kommen.

Sakrale Geläute, dazu gehören u. a. das Gebets- und Gedächtnisläuten, unter-
liegen nicht den immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen. Das bedeutet,
dass das Glockengeläut, welches aus den zuvor genannten kirchlichen Gründen
erfolgt, von den Anwohnern hingenommen werden muss. Das Grundrecht der
ungestörten Religionsausübung steht somit über dem individuellen Ruhebedürf-
nis (vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil v. 03.04.2012 - 1 S 241/11).

6.7 Berücksichtigung der Belange des Immissionsschutzes
Das Plangebiet befindet sich im ländlichen Raum. Aus diesem Grund kann es
von angrenzenden landwirtschaftlichen Betrieben und Flächen zu diversen Ge-
räusch- und Geruchsbelästigungen kommen, die als ortsübliche Vorbelastungen
von zukünftigen Bauherren im Plangebiet als bekannt vorauszusetzen und da-
her verbindlich hinzunehmen sind.

Für das Zeitläuten der Kirchenglocken der südlich angrenzenden Kirche besteht
im Gegensatz zum sakralen Läuten (vgl. Kap. 6.4) nicht das Recht auf unge-
störte Ausübung der Religion und unterliegt somit den immissionsschutzrecht-
lichen Bestimmungen. Ob durch das Zeitläuten schädliche Umwelteinwirkungen
vorliegen, muss über die geltenden Lärmrichtwerte der TA Lärm für allgemeine
Wohngebiete beurteilt werden. Es gelten folgende Richtwerte:

 Allgemeine Wohngebiete:  tags 55 dB(A), nachts 40 dB (A)

Diese Immissionsrichtwerte beziehen sich auf folgende Zeiten:

 tags 6.00 – 22.00 Uhr
 nachts 22.00 – 06.00 Uhr

Es ist jedoch dabei zu beachten, dass einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen und
damit Überschreitungen dieser Richtwerte gestattet sind. Tagsüber darf der
Wert um nicht mehr als 30 dB(A) und nachts um nicht mehr als 20 dB(A) über-
schritten werden.

6.8 Berücksichtigung der Belange des Bodendenkmalschutzes
Nach Aussage der LWL-Archäologie für Westfalen liegt das Plangebiet „in einem
Quellmuldenbereich auf einem leicht ansteigenden Hang zwischen den Tälern
des Oster- und Ziegenbachs. In Verbindung mit den vorherrschenden fruchtba-
ren Böden aus schluffigem Lehm ergibt sich hieraus eine siedlungstopographi-
sche Gunstlage. Dies wird bereits in der preußischen Uraufnahme von 1836-
1850 sichtbar, in der sich bereits mehrere Einzelhöfe rund um die Quellmulden
und Bachtäler konzentrieren. Zum heutigen Zeitpunkt kann daher nicht ausge-
schlossen werden, dass sich in dem zu bebauenden Areal die Reste vergangener
Siedlungsplätze befinden.“
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Die im Plangebiet vorgesehenen Bodeneingriffe betreffen gem. § 2 Abs. 5
DSchG NRW ein vermutetes Bodendenkmal. Dieses ist bei öffentlichen Planun-
gen und Maßnahmen genauso zu behandeln wie ein eingetragenes Bodendenk-
mal.

Bei Bodeneingriffen ist im Vorfeld der geplanten Baumaßnahmen der Abtrag
des Oberbodens im Beisein einer vom Bauherren bzw. Veranlasser beauftragten
archäologischen Fachfirma durchzuführen. Für den Abtrag von Mutterboden
und Schotter ist ein Kettenbagger mit breitem Böschungslöffel erforderlich. Für
die Planungen ist zu beachten, dass einmal geöffnete Flächen nicht mehr mit
Baufahrzeugen befahren werden dürfen, sofern dort archäologische Befunde
aufgedeckt wurden. Letztere würden durch das Befahren zerstört und müssen
demnach erst von der Fachfirma archäologisch ausgegraben bzw. untersucht
werden. Die archäologische Fachfirma wird nach der Begleitung des jeweiligen
Bodenabtrags auf den betroffenen Flächen das Ausmaß und die Erhaltung des
vermuteten Bodendenkmals dokumentieren und – sollten weitere tieferrei-
chende Bodeneingriffe nötig sein-, die Flächen fachgerecht ausgraben. Zur Ver-
meidung unnötiger Bauzeitverzögerungen wird empfohlen, den Oberbodenab-
trag sowie die aufgrund der erforderlichen Bautiefen gegebenenfalls nötige und
in ihrem Umfang vorab nicht einzuschätzende Ausgrabung in Absprache mit der
LWL-Archäologie für Westfalen frühzeitig vor Beginn der eigentlichen Baumaß-
nahmen durchzuführen. Ein entsprechendes Zeitfenster für die Grabung ist im
Bauablaufplan einzuplanen.

7 Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz

Gemäß § 18 BNatSchG ist, soweit aus der Aufstellung von Bauleitplänen Ein-
griffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, über die Vermeidung, den Aus-
gleich und den Ersatz nach den Vorschriften des BauGB zu entscheiden. Gemäß
§ 1a Abs. 3 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich er-
heblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts (Eingriffsregelung nach dem Bundesna-
turschutzgesetz) in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen.

Im Rahmen der Aufstellung des B-Planes Nr. 128 „Nördlich Loher Straße“ müs-
sen Eingriffe in Natur und Landschaft ausgeglichen bzw. kompensiert werden.
Es ist ein externer Ausgleich der Eingriffe in Höhe von 7294 Werteinheiten vor-
zunehmen.

Die Ermittlung ist anhand der „Numerischen Bewertung von Biotoptypen für die
Eingriffsregelung in NRW (2008)“ erfolgt.

Maßnahmenbeschreibung zur Fläche Nr. 1 (Lohe)

Die Fläche wird aufgewertet von Wirtschaftsgrünland EA, xd2 Intensivwiese
(EA)/-(mäh)weide (EB), artenarm (3 WE) zu HB ta15b Streuobstwiese/-weide
mit Baumbestand, Alter > 30 Jahre (7 WE).
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Nr. Gemar-
kung

Flur Flur-
stück

Größe Ist-
Zustand

Differenz Soll-
Zustand

WE

1 Lohe 8 Teil
aus

706

1824 m²

aus

16.817m²

Wirt-
schafts-
grünland
(3)

Codie-
rung:
(EA3xd5)

4 Obstwiese
(7)

Codierung:
 HB, ta15b

7296

In den Randbereichen, dort wo es offene Abschnitte gibt, wird eine 4-reihige
Hecke mit autochthonen Gehölzen gepflanzt. Innerhalb dieser Hecke werden im
Abstand von ca. 10 Metern Obstbäume in die Hecke gesetzt. Auftretende Stein-
sammlungen werden gelegentlich im Heckenbereich in Haufen abgelegt. Anfal-
lendes Totholz kann ebenfalls die Heckenqualität noch einmal erhöhen, weshalb
die Obstwiese mit 7 WE bewertet wird.

Auf der Fläche werden heimische hochstämmige alte Apfelsorten, Stammstärke
14 cm, 3 mv, im Abstand von 12 Metern, ausgestattet mit 2 Pfählen und ent-
sprechende Bindungen, gepflanzt. Die Obstwiese wird einmal im Jahr ab Juli
gemäht.

Für die Grundstückskosten und die Herrichtung und Pflege von 1824 m2 Streu-
obstwiese mit Hecke auf einer Wirtschaftsgrünlandfläche fallen Kosten von
14.592 € an.

Abb. 7: Teilfläche in Lohe (Knappweg), Gemarkung Lohe, Flur 8, Flurstück T.a. 706

Quelle: Geobasisdaten der Kommunen und des Landes NRW © Geobasis NRW 2016

Insgesamt sind u.a. für den Kauf der Fläche, für die Herrichtung der
Streuobstwiese mit für die Region heimischen Hochstamm-Obstsorten
und die Pflege 14.592 € nach Zugang des Bescheides an die Stadt Bad
Oeynhausen zu zahlen.
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8 Planungsalternativen

8.1 Keine Planung
Sollte das Plangebiet keiner Planung unterzogen werden und der Bereich als
landwirtschaftlich genutzte Fläche verbleiben, könnte dem hohen Wohnungs-
druck nicht annähernd in der Weise begegnet werde, wie es durch die vorlie-
gende Planaufstellung möglich ist. Eine Beurteilung möglicher Bauvorhaben
würde an dem Standort weiterhin auf der Grundlage des § 35 BauGB erfolgen.

Positiv zu betrachten wäre die Alternative hingegen in biologischer Hinsicht, da
die landwirtschaftlich genutzte Fläche deutlich mehr Raum für Flora, Fauna so-
wie die natürliche Versickerung des Regenwassers bieten.

8.2 Weitere Planungsvarianten
Im Laufe der Aufstellung des Bauleitplanverfahrens wurden verschiedene Vari-
anten für das Plangebiet durchdacht. Im Rahmen des Förderprogramms Dorf-
erneuerung wurden für den Stadtteil Lohe mehrere Steckbriefe mit unterschied-
lichen Maßnahmen entwickelt. Für das Plangebiet zwischen der Loher Straße
und der Martin-Luther-Straße gab es den Vorschlag, einen zentralen Dorfplatz
genau gegenüber der evangelischen Kirche an der Loher Straße zu erschaffen.
Ziel dieses Projektes ist es, die Aufenthaltsqualität in diesem Bereich zu erhö-
hen und den Dorfkern zu stärken. Hierzu sollen u.a. Bäume gepflanzt, Bänke
aufgestellt und Wasserspiele installiert werden. Des Weiteren soll viel Wert auf
die Begrünung gelegt werden. Da es sich bei dem Plangebiet nicht um den ei-
gentlichen Dorfmittelpunkt handelt, wäre eine andere Fläche innerhalb von
Lohe besser geeignet als diese Randlage. Des Weiteren würden die möglichen
Flächen zur Wohnbebauung so drastisch sinken, dass die Sinnhaftigkeit der
Wohnbauentwicklung in diesem Bereich in Frage gestellt wird. Aus diesen Grün-
den wurde diese Variante verworfen.

9 Kosten der Durchführung des Bebauungsplanes

Erschließungskosten fallen an für:

‒ Grunderwerb
‒ Ausbau der öffentlichen Erschließungsstraßen
‒ Straßenbeleuchtung
‒ Schmutzwasserbeseitigung
‒ Regenwasserbeseitigung

Weiterhin fallen Kosten für die Errichtung und Pflege der öffentlichen Grünflä-
chen an.

Entstehende Kosten werden in Anlehnung an die „Ankaufsgrundsätze der Bau-
landpolitik der Stadt Bad Oeynhausen“ auf den Kaufpreis der Grundstücke um-
gelegt.
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10 Verfahrensverlauf

Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Stadt Bad Oeynhausen hat in seiner Sitzung am 21.12.2022 die
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 128 beschlossen.

Frühzeitige Beteiligung nach 4 3 Abs. 1 BauGB und e 4 Abs. 1 BauGB

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB hat im
Zeitraum vom 23.01.2023 bis einschließlich 13.02.2023 stattgefunden. Seitens
der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen vorgebracht.

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde ebenfalls zwischen dem 23.01.2023 und
dem 13.02.2023 durchgeführt. Die eingegangenen Hinweise, Anregungen und
Bedenken wurden in der Entwurfsfassung des Bebauungsplanes berücksichtigt
und können der Abwägung entnommen werden.

Öffentliche Auslegung nach 4 3 Abs. 2 BauGB sowie Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach e 4 Abs. 2 BauGB

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB hat im Zeitraum
vom 20.11.2023 bis einschließlich 20.12.2023 stattgefunden. Von der Öffent-
lichkeit sind während der Beteiligung 3 Stellungnahmen eingegangen.

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß
§ 4 Abs. 2 BauGB wurde ebenfalls zwischen dem 20.11.2023 und dem
20.12.2023 durchgeführt. Die abwägungsrelevanten Stellungnahmen sind der
Abwägung zu entnehmen.

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Bad Oeynhausen hat in seiner Sitzung am 11.09.2024 den
Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 128 beschlossen.

Bad Oeynhausen, den 04.11.2024

Stadt Bad Oeynhausen
Der Bürgermeister
In Vertretung:

(Lüer)
Technischer 5eig-eordneter
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